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IM NAMEN DER REPUBLIK 

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter Dr. Peter Steurer in der Beschwerdesache 

***Bf***, ***Bf-Adr***, vertreten durch Mag. Martin Bösch, Schwefel 93, 6850 Dornbirn, 

gegen den Bescheid des Finanzamtes Bregenz (nunmehr: Finanzamt Österreich) vom 3. Mai 

2019 betreffend Einkommensteuer (Arbeitnehmerveranlagung) 2018 zu Recht erkannt:  

Der Beschwerde wird gemäß § 279 BAO Folge gegeben. 

Die Bemessungsgrundlage und die Höhe der festgesetzten Abgabe sind dem als Beilage ange-

schlossenen Berechnungsblatt zu entnehmen und bilden einen Bestandteil des Spruches dieses 

Erkenntnisses. 

Gegen dieses Erkenntnis ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs. 4 

Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulässig. 

 

Entscheidungsgründe 

I.  Verfahrensgang 

1.  Die Beschwerdeführerin erklärte im Streitjahr aus einer im Inland ausgeübten Tätigkeit so-

wie aus der Auszahlung einer Schweizer Freizügigkeitsleistung (95.064,95 CHF) resultierende 

Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit, wobei in Anwendung der Bestimmung des § 124b Z 53 

EStG 1988 ein Drittel der Kapitalauszahlung als steuerfrei behandelt wurde. 

2.  Im Einkommensteuerbescheid 2018 berücksichtigte das Finanzamt die Drittelbegünstigung 

unter Verweis auf das Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 22. November 2018, 

Ra 2018/15/0086, nur hinsichtlich des den vorgelegten Unterlagen zufolge auf überobligato-

rische Beitragszahlungen entfallenden Anteiles (1.381,85 CHF) an der Kapitalauszahlung. Hin-

sichtlich des auf obligatorische Beitragszahlungen entfallenden Anteiles (93.683,10 CHF) wurde 

die begünstigte Besteuerung mit der Begründung versagt, das obligatorische Altersguthaben 
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sei dem gemeinschaftsrechtlichen Auszahlungsverbot zufolge von der Auszahlung ausgeschlos-

sen, solange eine obligatorische Versicherungspflicht in der Pensionsversicherung bestehe 

(Art. 10 Abs. 2 VO EWG 1408/71). Diese ende grundsätzlich aber erst mit Pensionsantritt.  

3.  Dagegen erhob der steuerliche Vertreter Beschwerde und beantragte, die Beschwerde dem 

Bundesfinanzgericht ohne die Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung unmittelbar vorzu-

legen. Die Beschwerdeführerin habe im Jahr 2013 nach Beendigung ihres Dienstverhältnisses in 

der Schweiz ihr Altersguthaben auf ein Freizügigkeitskonto übertragen lassen. Anfang 2014 

habe sie eine nichtselbständige Tätigkeit im Inland aufgenommen, welche sie nach wie vor 

ausübe. Nach Erreichen der entsprechenden Altersgrenze (Vollendung des 59. Lebensjahres) 

habe sie im Jahr 2018 die Auszahlung des Guthabens beantragt. 

Die Begrenzung der Begünstigung des § 124b Z 53 EStG 1988 auf den überobligatorischen Teil 

der Austrittsleistung ergebe sich aus dem vom Finanzamt zitierten Erkenntnis des Verwaltungs-

gerichtshofes vom 22. November 2018, Ra 2018/15/0086, in keiner Weise. In dem diesem 

Beschluss zugrundeliegenden Fall sei ausschließlich die Auszahlung des überobligatorischen 

Anteiles des Altersguthabens strittig gewesen. Der Verwaltungsgerichtshof habe die Anwend-

barkeit der Drittelbegünstigung in diesem Fall bestätigt, nicht aber ausgesprochen, dass die 

Anwendbarkeit der Bestimmung des § 124b Z 53 EStG 1988 auf den überobligatorischen Teil 

eines Altersguthabens beschränkt wäre. Auch in dem vom Finanzamt weiters angeführten Be-

schluss vom 19. April 2018, Ra 2016/15/0025, habe der Verwaltungsgerichtshof einzig festge-

halten, dass die Einschränkung der Auszahlung auf den überobligatorischen Teil des Altersgut-

habens lediglich den Umfang des Auszahlungsbetrages betreffe und die steuerliche Behand-

lung des tatsächlich zur Auszahlung gelangenden Teiles des schweizerischen Pensionskassen-

guthabens dadurch keine Änderung erfahre. 

Im Erkenntnis vom 22. November 2018, Ra 2018/15/0086, habe der Verwaltungsgerichtshof 

ausdrücklich festgehalten, dass die Drittelbegünstigung gemäß § 124b Z 53 EStG 1988 in Fällen, 

in denen keine andere Möglichkeit als die Inanspruchnahme einer Abfindung bestehe, jeden-

falls zustehe, wobei allfällige, nicht absehbare Änderungen in späteren Jahren (etwa die Wie-

deraufnahme einer Tätigkeit in der Schweiz) in die Beurteilung des Streitjahres nicht einzube-

ziehen seien. Für die Beschwerdeführerin habe mit der Beendigung des Vorsorgeverhältnisses 

im Jahr 2013 und der anschließenden Übertragung des Pensionskassenguthabens auf ein Frei-

zügigkeitskonto keine andere Möglichkeit mehr bestanden, als nach Eintritt der Voraussetzun-

gen die Auflösung des Freizügigkeitskontos zu beantragen. Entgegen den Behauptungen des 

Finanzamtes hätten die Voraussetzungen für die Auflösung des Freizügigkeitskontos mit Errei-

chen des 59. Lebensjahres vorgelegen und habe zu diesem Zeitpunkt kein Auszahlungsverbot 

bestanden. Zudem komme der Frage, ob der obligatorische Teil des Altersguthabens allenfalls 

einem Auszahlungsverbot unterlegen hätte, nach den Ausführungen des Verwaltungsgerichts-

hofes im Beschluss vom 19. April 2018, Ra 2016/15/0025, keinerlei Bedeutung zu. Dies stelle 
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kein Kriterium für die Anwendbarkeit der Begünstigung dar. Auch das Bundesfinanzgericht 

habe die Auszahlung von Freizügigkeitsleistungen mehrfach der begünstigten Besteuerung 

gemäß § 124b Z 53 EStG 1988 unterzogen (Hinweis auf BFG 2.5.2019, RV/1100639/2016, und 

BFG 9.4.2019, RV/1100136/2017).  

4.  In der Beschwerdevorlage wies das Finanzamt darauf hin, dass gegen die von der steuerli-

chen Vertretung ins Treffen geführten Erkenntnisse des Bundesfinanzgerichtes Revision erho-

ben worden sei.  In dem unter der Geschäftszahl Ra 2019/15/0047 protokollierten Verfahren 

sei ua. die steuerliche Behandlung einer im Rahmen der Auflösung des Freizügigkeitskontos 

erfolgten Auszahlung des Obligatoriums strittig. Art. 5 Abs. 1 lit. a FZG verbiete unter Verweis 

auf Art. 25f FZG die Barauszahlung in den dort angeführten Fällen. Liege kein Barauszahlungs-

grund gemäß Art. 5 FZG vor, müsse der Vorsorgeschutz nämlich erhalten bleiben. Das schwei-

zerische Bundesgericht habe im Urteil vom 7. Juni 2011, 2C_156/2010, eine innerstaatliche 

Steuerbegünstigung versagt, da es nicht Aufgabe des Steuerrechts sein könne, ein den Zweck 

der Vorsorge gefährdendes Verhalten zu unterstützen bzw. rechtswidrig bezogene Leistungen 

aus Vorsorgeeinrichtungen steuerlich zu begünstigen (Hinweis auf die Mitteilungen über die 

Berufliche Vorsorge Nr. 125 Rz 820). Auch nach dem Entscheid des Kantonsgerichtes Basel-

Landschaft vom 2. Oktober 2014, 735 14 50, müsse der Vorsorgeschutz bei einer Austrittsleis-

tung erhalten bleiben, wenn kein Barauszahlungsgrund gemäß Art. 5 FZG vorliegen. Wenn eid-

genössische Gerichte die Einschränkungen von Art. 5 Abs. 1 FZG iVm Art. 25f FZG für anwend-

bar erachteten, müsse das gemeinschaftsrechtliche Auszahlungsverbot erst recht im österrei-

chischen Rechtssystem Beachtung finden. Die Anwendbarkeit der Regelung des Art. 16 FZV, 

wonach Altersleistungen von Freizügigkeitspolicen und Freizügigkeitskonten frühestens fünf 

Jahre vor Erreichen des ordentlichen Rentenalters ausbezahlt werden könnten, sei abhängig 

vom Wegfall der Pensionsversicherungspflicht im EU/EFTA-Staat. Andernfalls würde Art. 16 

FZV dem höherrangigen Auszahlungsverbot des Art. 10 Abs. 2 VO (EWG) 1408/71 derogieren.  

5.  Mit Schreiben vom 12. April 2022 zog der steuerliche Vertreter die Anträge auf Entschei-

dung durch den gesamten Senat und auf Durchführung einer mündlichen Verhandlung zurück.  

II. Sachverhalt  

Die im Jahr 1959 geborene Beschwerdeführerin war bis 31. Dezember 2013 in der Schweiz als 

Grenzgängerin nichtselbständig tätig (eine vorzeitige Pensionierung war zu diesem Zeitpunkt 

sohin unbestritten noch nicht möglich) und hat in der Folge eine nichtselbständige Tätigkeit im 

Inland aufgenommen. Infolge des endgültigen Verlassens der Schweiz wurde das bei der 

betrieblichen Vorsorgeeinrichtung bestehende Altersguthaben auf ein Freizügigkeitskonto bei 

einer schweizerischen Freizügigkeitsstiftung überwiesen. Nach Vollendung des 59. 

Lebensjahres wurde ihr im September 2018 antragsgemäß das gesamte Freizügigkeitsguthaben 

in Höhe von 95.064,95 CHF (abzüglich Quellensteuer, die ihr in der Folge wieder rückerstattet 
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wurde) ausbezahlt. Davon entfällt ein Betrag von 93.683,10 CHF auf obligatorische und ein Be-

trag von 1.381,85 CHF auf überobligatorische Beitragszahlungen.  

III. Rechtsgrundlagen und rechtliche Würdigung  

§ 124b Z 53 EStG 1988 idF BGBl. I Nr. 54/2002 lautet: 

"Zahlungen für Pensionsabfindungen, deren Barwert den Betrag im Sinne des § 1 Abs. 2 Z 1 des 
Pensionskassengesetzes übersteigt, sind gemäß § 67 Abs. 10 im Kalendermonat der Zahlung zu 
erfassen. Dabei ist bei Pensionsabfindungen, die im Jahre 2001 zufließen, nach Abzug der da-
rauf entfallenden Beiträge im Sinne des § 62 Z 3, 4 und 5 ein Viertel steuerfrei zu belassen. Zah-
lungen für Pensionsabfindungen von Pensionskassen auf Grund gesetzlicher oder statutenmäßi-
ger Regelungen sind nach Abzug der darauf entfallenden Pflichtbeiträge ab dem Jahr 2001 und 
in den folgenden Jahren zu einem Drittel steuerfrei zu belassen." 

Der letzte Satz wurde der Bestimmung des § 124b Z 53 EStG 1988 mit BGBl. I Nr. 54/2002 ange-

fügt. In den Erläuterungen zur Regierungsvorlage (927 BlgNR 21. GP 2) wird dazu ausgeführt: 

"Ausländische gesetzliche Regelungen bzw. die darauf beruhenden Statuten der ausländischen 
Pensionskassen sehen vielfach Pensionsabfindungen vor. Eine Übertragung des abzufindenden 
Barwertes in eine inländische Pensionskasse ist nicht möglich. Diese Problematik betrifft insbe-
sondere Grenzgänger, die in diesen Fällen keine andere Möglichkeit als die Inanspruchnahme 
der Pensionsabfindung haben. Es wäre daher unbillig, Pensionsabfindungen in diesen Fällen zur 
Gänze tarifmäßig zu besteuern". 

Gesetzliche Grundlage für die berufliche Vorsorge in der Schweiz ist das Bundesgesetz über die 

berufliche Alters-, Hinterlassenen und Invalidenvorsorge (BVG) vom 25. Juni 1982. 

Gemäß Art. 7 BVG unterstehen Arbeitnehmer, die bei einem Arbeitgeber einen Jahreslohn von 

mehr als 21.150 Franken beziehen, ab 1. Januar nach Vollendung des 17. Altersjahres für die 

Risiken Tod und Invalidität, ab 1. Januar nach Vollendung des 24. Altersjahres auch für das Al-

ter der obligatorischen Versicherung. Zu versichern ist nach Art. 8 Abs. 1 BVG der Teil des Jah-

reslohnes von 24.675 bis 84.600 Franken (koordinierter Lohn). 

Die obligatorische Versicherung beginnt gemäß Art. 10 Abs. 1 BVG grundsätzlich mit Antritt des 

Arbeitsverhältnisses und endet gemäß Art. 10 Abs. 2 BVG ua., wenn das ordentliche Rentenal-

ter erreicht wird (lit. a) oder das Arbeitsverhältnis aufgelöst wird (lit. b). 

Nach Art. 13 Abs. 1 BVG haben Anspruch auf Altersleistungen Männer, die das 65. Altersjahr 

zurückgelegt haben (lit. a) und Frauen, die das 64. Altersjahr zurückgelegt haben (lit. b). Abwei-

chend davon können nach Art. 13 Abs. 2 BVG die reglementarischen Bestimmungen der Vor-

sorgeeinrichtung vorsehen, dass der Anspruch auf Altersleistungen mit der Beendigung der 

Erwerbstätigkeit entsteht. 
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Gemäß Art. 37 Abs. 1 BVG werden Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenleistungen in der Regel 

als Rente ausgerichtet. Die Vorsorgeeinrichtung kann in ihrem Reglement nach Art. 37 Abs. 4 

lit. a BVG jedoch vorsehen, dass die Anspruchsberechtigten eine Kapitalabfindung an Stelle 

einer Rente wählen können. 

Nach Art. 27 BVG gilt für Freizügigkeitsleistungen das Bundesgesetz vom 17. Dezember 1993 

über die Freizügigkeit in der beruflichen Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge (Frei-

zügigkeitsgesetz, FZG). 

Gemäß Art. 2 Abs. 1 FZG haben Versicherte, welche die Vorsorgeeinrichtung verlassen, bevor 

ein Vorsorgefall eintritt (Freizügigkeitsfall), Anspruch auf eine Austrittsleistung. Die Austritts-

leistung wird mit dem Austritt aus der Vorsorgeeinrichtung fällig und ist ab diesem Zeitpunkt 

zu verzinsen (Art. 2 Abs. 3 FZG). Treten Versicherte in eine neue Vorsorgeeinrichtung ein, hat 

die frühere Vorsorgeeinrichtung die Austrittsleistung an die neue zu überweisen (Art. 3 Abs. 1 

FZG). Versicherte, die nicht in eine neue Vorsorgeeinrichtung eintreten, haben ihrer Vorsorge-

einrichtung mitzuteilen, in welcher zulässigen Form sie den Vorsorgeschutz erhalten wollen 

(Art. 4 Abs. 1 FZG). 

Nach Art. 10 Abs. 1 der Verordnung vom 3. Oktober 1994 über die Freizügigkeit in der berufli-

chen Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge (Freizügigkeitsverordnung, FZV) wird der 

Vorsorgeschutz durch eine Freizügigkeitspolice oder durch ein Freizügigkeitskonto erhalten. Als 

Freizügigkeitspolicen gelten besondere, ausschließlich und unwiderruflich der Vorsorge die-

nende Kapital- oder Rentenversicherungen, einschließlich allfälliger Zusatzversicherungen für 

den Todes- oder Invaliditätsfall bei einer dort angeführten Versicherungseinrichtung (Art. 10 

Abs. 2 FZV), als Freizügigkeitskonten besondere, ausschließlich und unwiderruflich der Vor-

sorge dienende Verträge mit einer Stiftung, welche die Voraussetzungen nach Art. 19 erfüllt 

(Art. 10 Abs. 3 FZV).  

Nach Art. 16 Abs. 1 FVZ dürfen Altersleistungen von Freizügigkeitspolicen und Freizügigkeits-

konten frühestens fünf Jahre vor und spätestens fünf Jahre nach Erreichen des Rentenalters 

nach Art. 13 Abs. 1 BVG ausbezahlt werden. 

Wird die Austrittsleistung an eine Freizügigkeitseinrichtung übertragen, gilt für die Barauszah-

lung Art. 5 FZG sinngemäß (Art. 14 FZV). 

Gemäß Art. 5 Abs. 1 FZG können Versicherte die Barauszahlung der Austrittsleistung ua. ver-

langen, wenn sie die Schweiz endgültig verlassen (lit. a). Dies gilt nach Art. 25f Abs. 1 FZG im 

Umfang des bis zum Austritt aus der Vorsorgeeinrichtung erworbenen Altersguthabens nach 

Artikel 15 BVG ua. nicht, wenn sie nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates der Euro-

päischen Gemeinschaft für die Risiken Alter, Tod und Invalidität weiterhin obligatorisch versi-

chert sind (lit. a). 
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Nach den Bestimmungen des allgemeinen Reglements der ***S*** Sammelstiftung kann sich 

eine versicherte Person frühestens ab dem vollendeten 58. Altersjahr vorzeitig pensionieren 

lassen (5.4.1). Im Falle eines Austritts aus der Vorsorgeeinrichtung vor Eintritt eines Vor-

sorgefalles wird das angesammelte Vorsorgeguthaben (die Begriffe "Vorsorgeguthaben" und 

"Freizügigkeitsguthaben" werden synonym verwendet) nach den Bestimmungen des Regle-

ments der ***S*** Freizügigkeitsstiftung grundsätzlich am Monatsersten nach Erreichen des 

ordentlichen AHV­Rentenalters zur Zahlung fällig (Art. 6 Abs. 1), die Fälligkeit der Altersleistung 

kann jedoch um maximal fünf Jahre vorverschoben oder aufgeschoben werden (Art. 6 Abs. 2 ). 

Die reglementarischen Bestimmungen hinsichtlich einer vorzeitigen Barauszahlung des Vorsor-

geguthabens (Art. 7 Abs. 2) entsprechen inhaltlich - soweit hier von Interesse - jenen der Art. 5 

und Art. 25f FZG.  

Voraussetzung für die Anwendbarkeit der Bestimmung des § 124b Z 53 EStG 1988 ist, wie 

der Verwaltungsgerichtshof bereits mehrfach ausgeführt hat, "dass (insbesondere bei aus-

ländischen Pensionskassen im Hinblick auf die dortige gesetzliche Situation) den Anspruchs-

berechtigten keine andere Möglichkeit als die Inanspruchnahme der Pensionsabfindung 

eingeräumt ist" (vgl. VwGH 29.3.2017, Ra 2015/15/0033, mwN, sowie jüngst ua. VwGH 

17.3.2021, Ro 2019/15/0182, VwGH 20.1.2021, Ra 2019/15/0047, mwN, und VwGH 4.6.2020, 

Ra 2019/15/0080). Begünstigungsschädlich ist sohin eine Wahlmöglichkeit zwischen einem 

Rentenbezug und einer Kapitalauszahlung (vgl. VwGH 17.3.2021, Ro 2019/15/0182).  

In Fällen, in denen das Vorsorgeverhältnis mit der betrieblichen Pensionskasse des bisherigen 

Schweizer bzw. liechtensteinischen Dienstgebers infolge der Beendigung des Dienstverhältnis-

ses vor Eintritt des Vorsorgefalles beendet wurde, ist nach der Rechtsprechung des Verwal-

tungsgerichtshofes daher entscheidend, ob ein Vorsorgeschutz mit späterem Rentenanspruch 

durch eine entsprechende Disposition über die Freizügigkeitsleistung im Rahmen einer Frei-

zügigkeitspolice hätte aufrechterhalten werden können (betreffend Liechtenstein vgl. ua. 

VwGH 5.3.2020, Ro 2019/15/0003, und VwGH 23.1.2020, Ra 2018/15/0107; betreffend die 

Schweiz vgl. ua. VwGH 4.6.2020, Ra 2019/15/0080, und VwGH 21.4.2020, Ra 2019/15/0055, 

mwN). Unerheblich ist in diesem Zusammenhang, ob die spätere Rentenleistung von der Vor-

sorgeeinrichtung des früheren Arbeitgebers oder durch ein "privates Versicherungsunterneh-

men" erfolgt, sofern ein Verbleib innerhalb des ausländischen Vorsorgesystems trotz Beendi-

gung der Auslandstätigkeit möglich ist und daraus ein späterer Rentenbezug erfolgen kann 

(vgl. VwGH 17.3.2021, Ro 2019/15/0182, mwN). 

Zwischen den Verfahrensparteien steht außer Streit, dass die Beschwerdeführerin keine Mög-

lichkeit hatte, den schweizerischen Vorsorgeschutz mit Anspruch auf eine spätere Rentenzah-

lung durch den Abschluss einer Freizügigkeitspolice aufrechtzuerhalten (auch das Bundesfi-

nanzgericht hat das Bestehen einer solchen Möglichkeit gestützt auf die Ergebnisse entspre-

chender Ermittlungen mehrfach verneint; vgl. ua. BFG 21.5.2021, RV/1100537/2018, mwN, 
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BFG 6.4.2021, RV/1100094/2017, und BFG 31.3.2021, RV/1100260/2020). Strittig ist einzig, ob 

die Auszahlung des auf obligatorische Beitragszahlungen entfallenden Anteiles der Freizügig-

keitsleistung im Widerspruch zum unionsrechtlichen Auszahlungsverbot steht und deshalb der 

Anwendung der Begünstigungsbestimmung des § 124b Z 53 EStG 1988 entgegensteht. 

Art. 25f Abs. 1 lit. a FZG verbietet eine (vorzeitige) Barauszahlung der Austrittsleistung gemäß 

Art. 5 Abs. 1 lit. a FZG, wenn die versicherte Person die Schweiz endgültig verlässt (bei einem 

Grenzgänger im Falle der endgültigen Aufgabe der Erwerbstätigkeit in der Schweiz) und in 

einem Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaft für die Risiken Alter, Tod und Invalidität 

weiterhin obligatorisch versichert ist. Damit wird dem zwischen der Schweizerischen Eidgenos-

senschaft einerseits und der Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten anderer-

seits abgeschlossenen Abkommen über die Freizügigkeit und den infolgedessen auch in der 

Schweiz anzuwendenden EU-Verordnungen Rechnung getragen. Vom solcherart normierten 

Auszahlungsverbot umfasst ist nur der obligatorische Teil der Austrittsleistung, nicht hingegen 

der aufgrund höherer versicherter Löhne über den gesetzlichen Mindestumfang hinausge-

hende (überobligatorische) Teil (vgl. Mitteilungen über die berufliche Vorsorge Nr. 96 Rz 567; 

https://sozialversicherungen.admin.ch/de/f/5578). 

Nach der in Einklang mit Art. 16 FZV stehenden reglementarischen Bestimmung (Art. 6 Abs. 2) 

konnte die Beschwerdeführerin die Auszahlung des auf dem Freizügigkeitskonto befindlichen 

Guthabens infolge des für Frauen geltenden ordentlichen Pensionsalters von 64 Jahren mit 

Erreichen des 59. Lebensjahres beanspruchen. 

Eine solche vorgezogene Auszahlung des bestehenden (aufgrund der Übertragung auf ein ge-

sperrtes Freizügigkeitskonto im Vorsorgekreislauf der zweiten Säule gebliebenen) Guthabens 

erfolgt, wie sich aus den oben dargelegten Bestimmungen, insbesondere jener des mit "Aus-

zahlung der Altersleistungen" überschriebenen Art. 16 FVZ ergibt, in Erfüllung einer Alters-

leistung (vgl. Mitteilungen über die berufliche Vorsorge Nr. 85 Rz 490; https://sozialversiche-

rungen.admin.ch/de/f/5578) und nicht aufgrund eines Barauszahlungstatbestandes gemäß 

Art. 5 FZG. Damit unterliegt diese aber - anders als die Barauszahlung der Austrittsleistung 

nach Art. 5 FZG - nicht der Einschränkung des Art. 25f FZG. Ein Verstoß gegen das nach der 

Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 [abgelöst durch die im Verhältnis zur Schweiz seit 1. April 2012 

Anwendung findende Verordnung (EG) Nr. 883/2004 zur Koordinierung der Systeme der sozia-

len Sicherheit bzw. die Durchführungsverordnung (EG) Nr. 987/2009] bestehende Verbot der 

Erstattung von Pflichtversicherungsbeiträgen ist daher nicht erkennbar.  

Letztlich kann aber ohnedies dahingestellt bleiben, ob die trotz inländischer Sozialversiche-

rungspflicht erfolgte Auszahlung des obligatorischen Teils des Guthabens auf dem Freizügig-

keitskonto im Einklang mit Art. 25f FZG bzw. der unionsrechtlichen Vorgabe steht (in diesem 

Sinne auch BFG 30.9.2015, RV/1100654/2015, und BFG 31.1.2019, RV/1100394/2016), hat der 
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Verwaltungsgerichtshof in seinem Beschluss vom 19. April 2018, Ra 2016/15/0025, doch da-

rauf hingewiesen, dass die seit 1. Juni 2007 geltende Einschränkung der Auszahlung auf den 

überobligatorischen Teil des Altersguthabens lediglich den Umfang des Auszahlungsbetrages 

betreffe und die steuerliche Behandlung des tatsächlich zur Auszahlung gelangenden Teiles des 

schweizerischen Pensionskassenguthabens dadurch keine Änderung erfahre. Folglich kann die 

steuerliche Behandlung des den reglementarischen Bestimmungen entsprechend zum frühest-

möglichen Zeitpunkt ausbezahlten Vorsorgeguthabens aber nicht davon abhängig sein, ob hin-

sichtlich des obligatorischen Anteiles ein Auszahlungsverbot bestanden hätte oder nicht, zumal 

sich durch eine erst mit bzw. nach Wegfall der inländischen Sozialversicherungspflicht und da-

mit des allfälligen Auszahlungsverbotes erfolgte Auszahlung auch nichts am Ergebnis ändert, 

dass die Auszahlung nur als Einmalbetrag und nicht in Rentenform erfolgen kann. Auf die hypo-

thetische Möglichkeit, dass die Beschwerdeführerin in einem Folgejahr wieder eine Tätigkeit in 

der Schweiz hätte aufnehmen und das Freizügigkeitsguthaben daher an die neue Vorsorgeein-

richtung hätte überweisen können, kommt es dabei nicht an, da allfällige, nicht absehbare Än-

derungen in späteren Jahren (etwa die Wiederaufnahme einer Tätigkeit in der Schweiz) nach 

der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes  in die Beurteilung des Streitjahres nicht 

einzubeziehen sind (vgl. VwGH 22.11.2018, Ra 2018/15/0086). 

In diesem Zusammenhang ist auch mit dem Hinweis auf die Schweizer Gerichtsurteile nichts 

zu gewinnen. In dem die Auszahlung der Vorsorgegelder in einem Fall, in dem entgegen den 

Ankündigungen tatsächlich keine selbständige Erwerbstätigkeit aufgenommen wurde betref-

fenden Urteil vom 7. Juni 2011, 2C_156/2010, hat das Schweizer Bundesgericht ausgespro-

chen, dass Barauszahlungen (Kapitalleistungen) nicht der gebotenen Vorsorge dienten, wenn 

ein Barauszahlungsgrund von Anfang an nicht gegeben sei oder die Barauszahlung gar nicht 

zweckentsprechend verwendet werde und in diesem Fall daher die ordentliche Besteuerung 

greife, zumal Art. 38 des Schweizer Bundesgesetzes über die direkte Bundessteuer nicht so 

verstanden werden könne, dass auch eine von vornherein rechtswidrig bezogene Kapitalleis-

tung aus einer Vorsorgeeinrichtung steuerlich privilegiert behandelt werden müsste. Der Ent-

scheid des Kantonsgerichtes Basel-Landschaft vom 2. Oktober 2014, 735 14 50, ist zur Frage 

der Zulässigkeit der Verrechnung eines Rückforderungsanspruchs der Pensionskasse mit der 

Freizügigkeitsleistung eines verstorbenen Versicherten ergangen, wobei die Voraussetzungen 

für eine Barauszahlung mangels tatsächlicher Aufnahme einer selbständigen Erwerbstätigkeit 

nicht erfüllt waren. Eine Aussage darüber, ob eine nach den Bestimmungen des Reglements 

frühestmögliche Auszahlung des obligatorischen Teils des Vorsorgeguthabens im Falle des 

Verlassens der Schweiz und einer in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union bestehenden 

Sozialversicherungspflicht dem Auszahlungsverbot widerspricht und nach Art. 25f FZG daher 

unzulässig wäre, wurde weder im Entscheid des Kantonsgerichtes noch im Urteil des Bundes-

gerichtes getroffen. Zudem kennt die inländische Regelung des § 124b Z 53 EStG 1988 keine 

unmittelbare Bezugnahme auf den Vorsorgezweck. Voraussetzung für eine begünstigte Be-
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steuerung ist, wie oben ausgeführt, vielmehr, dass keine andere Möglichkeit als die Inan-

spruchnahme der Kapitalabfindung offensteht. Dass ein laufender Rentenbezug dem Versor-

gungsgedanken mehr entspricht als die Kapitalabfindung des Rentenanspruches (vgl. VwGH 

19.12.2007, 2006/15/0258) vermag daran nichts zu ändern.  

Ebenso ist mit den Verweisen des Finanzamtes auf den Beschluss des Verwaltungsgerichts-

hofes vom 19. April 2018, Ra 2016/15/0025, und das zwischenzeitig ergangene Erkenntnis vom 

20. Jänner 2021, Ra 2019/15/0047, nichts zu gewinnen, hat der Verwaltungsgerichtshof in den 

genannten Judikaten doch ebenfalls keine Aussage über eine allenfalls entgegen dem Auszah-

lungsverbot erfolgte Auszahlung des obligatorischen Anteiles gemacht.  

Gesamthaft gesehen hat das Finanzamt das Vorliegen der Voraussetzungen für eine begünstig-

te Besteuerung gemäß § 124b Z 53 EStG 1988 hinsichtlich des obligatorischen Anteiles der Ka-

pitalauszahlung somit zu Unrecht verneint und war der Beschwerde daher Folge zu geben. 

IV. Revision 

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zulässig, wenn sie von der 

Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil 

das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche 

Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird. 

Die im Beschwerdefall strittige Frage, ob hinsichtlich des der Beschwerdeführerin ausbezahlten 

Vorsorgeguthabens die Voraussetzungen für eine begünstigte Besteuerung gemäß § 124b Z 53 

letzter Satz EStG 1988 gegeben sind, wurde auf Grundlage der zitierten Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes sowie der angeführten Sachverhaltsfeststellungen beurteilt. Eine 

Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung im Sinne des Artikel 133 Abs. 4 B-VG wird durch 

das vorliegende Erkenntnis somit nicht berührt. Eine (ordentliche) Revision ist daher nicht zu-

lässig. 

 

 

 

 

Feldkirch, am 21. Juli 2022 
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